
Rechtsprechung
Hinsichtlic! der Devisenprozesse, die seıl dem rühjahr 1935 gegen icatholische (Or=

densgemeinschalften eingeleiıtet und durchgeführt wurden, is! uUunNns Ine rechlts-
raftige Entscheidung des Langerichtes OorIlImun (Wiedergutmachungskammer)
ViOC) 7l Maı 109059 zugänglich geworden, die für die deutschen Ordensgemeinschai-
ien, inshbesondere für dıe UrCci die Devisenprozesse betroftenen, VO  > Bedeutung
eın dürfte Weiıl die Entscheidung IUr die In die Devisenprozesse verwickellen
en zugleic!| Ine weitgehende Rehabilitierung UrC erın deutsches Gericht
edeultlel, teilen WIT ıhre wesentlichen Punkte 1Im folgenden mıl

amı hat sıch die eutische Rechtssprechung auf denselben Standpunkt gestellt,
den der Heilige hereıts 1936 In einer Note die eutische Reichsreglierung
unmißverstandlıch ZU. USAdrucC| gebracı hat er werden uch die wichtigsten
Ahschnuitte dieser Note hier anschließend abgedruckt. Der gemeinsame Tenor die-
SsSertr amtlıchen Schritftstücke is! dieser: Dıie sogenannten Devisenprozesse
die Ordensleute VO. Anitang eın machtpolitisches Instrument der aLl1l0-
nalsozlalisten un wurden Ähne Rücksicht auft die Tatsachen un das eC| auf-

GEZOGEN, die politisch mißliebigen Ordensgesellschaften ekämpifen un
verächtlich machen.

DIE DEVISENP  ZESSE GQ4EN RDENSANGEHÖRIGE DIENTEN VO.
TITEGEND DER POLITISCHEN UN  S RELIGIÖSEN ERFOLGUN: DER

Aus dem eschliu. des Landgerichts (Wiedergutmachungskammer Ortmun:
VO Maı 1959

Aktenzeiche Ru Sp 178/57 Ru 931/57 OTrtIMUN:
Die Ents  eldung ist 1ın einem Rechtsstreit den der ruüuhere 1TeKTOr
Dr Friıedrich oflus der Universum-Bank ın Uunster un Berlin, die den
Devisenprozessen auch wiederholt urz als „Ordensbank“ bezeichnet wurde,
eit dem Te 1950 C(as Deutsche Reich, verireten urch die Oberfinanz-
direktion ın Münster/Westf., geführt hat.
Nachdem das Landgericht Münster, das Verfahren zunächst anhängig
Wal, die VO  a Dr Oflus erhobene age 28 1954 abgewlesen a  S, hob
das Oberlandesgerı1  1 In Hamm d1iese abwelisende Entscheidung 1956
auf Das Landgericht 1ın OrtIMUunN hat T ın der genannten Ents  eidung
rechtskrä{fftig folgendes ausgeführt:

UND
„Der Rückerstattungsanspruc| der Antragsteller (Dr. eIrau War dem
TUN:! nach fur gerechtfertigt erklären. Die Kammer ist der Über-
ZEUSUNg gelangt, dal die Dev1lsenprozesse gegen Ordensangehörige vorwlegend
der politischen und relig1ösen Verfolgung der en durch die natiıonalsozila-
listischen achthabe: gedient en Der Kammer ist Aaus einer Reihe anderer
Rückerstattungsverfahren bekannt, daß die katholische n mit ihren Ein-
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richtungen, W1e Borromäus-Büchereien, TDelter- und Knappenvereinen und
DJK-Verbänden, erhe unter den Verfolgungsmaßnahmen der natlıonalso-
zialistischen Keglerung leiden Insbesondere Walren die Ordensgesell-
chaften als Zusammenfassungen VO.  b Menschen, die den politischen Zielen des
Nationalsozlilalismus kaum zugänglich AJ den nationalsozialistischen Macht-
habern ın eM Ta mißliebig. Hs leg deshalb auf der Hand, daß die Ca-
maligen achthabe jede Möglichkeit AA Beeinträchtigung der Ordensgesell-
SchaIiten ausgenutzt en Eine solche Möglichkeit Dot sich bel den durchge-
uhrten Devisenprozessen gegen d1ie Klöster Inwleweit tatsachlich echte Ver-
STO d1ie Devisenbestimmungen vorgelegen aben, 1äßt sich eute icht
mehr feststellen Jedenfalls siınd diese Vorfälle ın der damals zentral geleiteten
Presse N1C| als erstohe VO.  ( Menschen, die zufällig das Ordenskleid irugen,
behandelt, sondern als Angriff der Ordensgesellschaften die damalige
staatlıche Ordnung dargeste. worden. Ferner ist bereits be1l Beginn der Fr-
mittlungen die Gestapo die Verfahren eingeschaltet worden. Schliıeßlich —_

g1DT sich der vornehmlich politische harakter dieser Prozesse Aaus der WDa
sache, dalß die Ordensangehörige ergangenen Urtelile ın überwlegender
enrza als natıonalsozlalistische Gewaltakte aufgehoben oder A1e USge-
sprochenen Strafen erhe herabgesetzt worden iınd Der Antiragsgegner
(die Oberfinanzdirektion) selhst 1st.  'g w1e ın seinem Schrıftsatz VO Marz
1958 ausgeführt haft, der Au{ffassung, daß die Devisenprozesse, SOWEeILLT S1e sıch
e  en Klöster und Orden richten, vorwlılegend Verfolgungszwecken gedient
en Die Kammer ist Der darüber hinaus auch der Überzeugung gelangt,
dalß uch Cdas den Antiragsteller Dr oflus eingele1ltete Devı1isenstrafver-
ahren nach dem lan der natlıonalsozlalistischen Machthabe vornehmlich DO-
litischen Zwecken dienen sollte.

Es War deshalb nach der Überzeugung der Kammer festzustellen, daß das 1De=-
visenstrafverfahren den Antiragsteller Dr oflus ein e1llstu: des Dil-
famlerungsfeldzuges der natıonalsozlalistischen Gewalthaber die Ordens-
gesellschaften unter dem Vorwand War, die rdensgesellschaften hätten ın EI-
heblichem mfange die Devisenbestimmungen m1ıßachtet und sıiıch damit aus=-
erhalb der olksgemeinschaft gestellt. Diese Auffassung der Kammer wird
esStUtz Urc) die Tatsache, dalß das den Antragsteller Dr. oflus eiIn-
geleitete Dev1isenverfahren ebenfalls durch die für die Verfolgung samtliıcher
Devisenverfehlungen der Klöster ın Berlin eingerichtete Sonderstaatsanwalt-

bearbeılitet wurde und daß auch diesem Verfahren die G(TeESTAPDO al-
fend beteiligt wurde. Das Devisenverfahren den Antragsteller ist 1Iso
oIfensichtlich als e1l der Dev1lsenverfahren gegen die Ordensgesellschaften be-
handelt worden. Von Bedeufiung 1st auch, daß das zweiıte Vorstandsmitglied
der Uniıversum-Bank, echtsanwalt Kaltenbach, un andere Angestellte der
ank VO  5 der Gestapo hne riıchterlichen Ha{itbefehl ın sogenannte Schutzhafit
C°No0omMMenN wurden. Re:  sanwalt Kaltenbach wurde 1m Tre 1936 gen De-
visenverbrechens Jahren Z  aus un: 0 Geldstrafe ur-
el Das rteil ist Nnach dem Kriege als nationalsozlalıstischer Gewaltakt aui-
gehoben worden. Das Gericht hat keinen Zzweifel daran, daß der Antragsteller
Dr. Hoflus eln ähnliches Schicksal gehabt a  e: wennl ın Deutschland DCWE=-
Se  5 wäre.
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Die Kammer ist deshalb dem Ergebnis gekommen, daß das D oflus
eingele1itete Devi1isenstrafverfahren vorwlegend selner politischen der religl1l-
osen Verfolgung gedient hnat Es War daher auszusprechen, daß der rüuücker-
stattungsrechtliche chadensersatzanspruch der ntragsteller dem Grunde nach
gerec!  ertigt S

b NO TEE, DES KARDINALSTAATSSEKRETAÄR: PACELLI1I VO
JANUAR 1936 DE  z OI  T DES EBUTSCHEN REICHES

ELM NO ROM, BERGEN

„Die Note der Reichsreglerung VO Dezember vorıgen Jahres raumt ım
ihren Ausführungen den SsSos Devisenprozessen ath Weltgeistlicher und Or-
densangehöriger einen besonderen ALz eın und benutzt diesen n1a AÄAUsSs-
führungen, die dem Hl deshalhb N1C| 1e  e sind, weıl S1e ın a  N  ‚er,
WenNnn uch vergröberter HOorm und mi1t gleicher Tendenz 1ın der mitlichen
Presse der den aa tragenden Partel se1it g  M onaten finden BE-
WO Wa  —$ Angesichts der ın Deutschland durchgeführten Uniformlerung der
Presse un: ihrer gedankliıchen Leltung und eherrschung durch eın besonderes
Ministerium hat die teilweise eradezu emporenden, fur die irche und
ihre läubigen t1efbeleidigenden, jeder Wahrhaf{ftigkeıit un  Y ur wıder-
sprechenden Kommentare ın der behördlich inspirlerten, teilweise Z HED
direkt eCZW  men Presse icht als eın journaliıstische Entgleisung befifrach-
ten und dementsprechen: bewerten köonnen. Sie sind vielmehr ernste und uneI-

trägliche Sympiome ir den e1s der Kirchenfeindschaf{t, der VO  5 den malß-
gebenden Persönlichkeiten unter Nichtachtung, Duldung der gar Förderung
verantwortlicher Stellen In die amtlıche Presse, 1ın die staatsbevorzugten Or-
ganlsationen und ın die den aa beherrschende Partel hineingeiragen WITrd.
Die dagegen erhobenen kirchlichen Vorstellungen SINd, VO.  - einzelnen Ner-

kennenswerten Fällen abgesehen, N1C! imstande gewescen, die obersten Staats-
stellen der ihnen jederzeit möglichen Sistierung d1eses orgehens anl-
lassen.
Es kann bel diesem mehr zufälligen NJa darauf verzichtet werden, eın ın die
Einzelheiten gehendes 1ld dieser unter den der Reichsregierung sıch
vollziehenden Entstellung VO.  5 orgängen zeichnen, deren sa  1C und Jel-
denschaftslose Beurteilung auch 1m eutschen Selbstiinteresse gelegen ware.
Gelegenheit eingehender Darlegung W1rd siıch später ergeben, WenNnn die g_
samten Tatbestäiände vorliegen. Vorerst beschräankt sıch der Hl darauf,

den Im der Note entihaltenen Ausführungen ellung nehmen.“

Es olgt die Zurückweisung des Vorwurfis, der Hl sSe] die S{aals-
teindliche irtschaftsbetätigung kirchlicher Personen und Organisationen
NICH eingeschritten.
Im natıonalsozialıstischen Deutschland 1s! die Verteidigung der Wahrheil
In der Presse und hreiten Offentlichkeilt kaum mehr mOöglich, vielmehr ist
Ine staatlıch gelenkte elize nach offensichtlich einheitlichen Stichworten qgE-
gen Klöster, Klerus un Kırche testzustellen, In dem die katholische Sitten-
Te In maßloser Weise angegriffen, verdre un geschmäht wird. Diese

hbedauernde Beeinlussung der Oölffentlichen Meinung ist gen der Urcl
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